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Vorwort 

Im Jahr 2011 meldeten die deutschen Amtsgerichte insgesamt 30.0991 (Vor-
jahr: 31.998) Unternehmensinsolvenzen. Dies bedeutet gegenüber dem 
Jahr 2010 nicht nur einen Rückgang um 5,9 %, die Zahl liegt auch weit un-
ter dem bisherigen Höchststand von 39.320 Insolvenzen im Jahr 2003. 
Doch gerade wenn man sich eine weitere Zahl mit ansieht wird die volks-
wirtschaftliche Komponente von Unternehmensinsolvenzen deutlich: so 
waren im Jahr 2010 bei den insolvent gemeldeten Unternehmen insgesamt 
131.000 Personen beschäftigt. Ein Jahr zuvor waren sogar 251.000 Arbeit-
nehmer von einer Insolvenz ihres Arbeitgebers betroffen.  

Gleichzeitig ist in den letzten Jahren die demographische Entwicklung in 
Deutschland immer stärker in die allgemeine Diskussion gerückt. Gerade 
die Tatsache, dass die gesetzliche Rentenversicherung in Zukunft mit mas-
siven Finanzierungsproblemen zu kämpfen hat und bereits heute auf jährli-
che Querfinanzierungen aus Steuermitteln angewiesen ist, sorgt für einen 
Aufwind der zusätzlichen Altersvorsorge. Hinzu kommen der gesetzliche 
Anspruch von Arbeitnehmern auf eine betriebliche Altersvorsorge durch 
Entgeltumwandlung, steuerliche Vergünstigungen für Arbeitgeber sowie 
Arbeitnehmer und schließlich innerbetriebliche Gründe, wie Mitarbeiter-
bindung, die der betrieblichen Altersvorsorge in den letzten Jahren einen 
Aufschub gegeben haben. Allein über die den Arbeitnehmern zugesicherte 
Entgeltumwandlung wurden im Jahr 20082 durchschnittlich 273 Euro des 
jeweiligen Bruttojahresverdienstes eines Arbeitnehmers in die betriebliche 
Altersvorsorge investiert. Hochgerechnet auf alle Beschäftigten in Deutsch-
land entspricht dies einem Gesamtvolumen von 7 Milliarden Euro. 

Die Zahlen sind allein deshalb schon beeindruckend, weil es sich nur um 
einen von fünf Durchführungswegen handelt. Man kann sich also gut vor-
stellen welch volkswirtschaftliche Dimension Insolvenzen in Bezug auf die 
Altersvorsorge haben können.  

Hinter jedem der 131.000 Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber 2010 Insol-
venz anmelden musste, stehen nicht nur die menschlichen Schicksale und 
                                       

1 Alle Zahlen dieses Vorworts aus den Pressemitteilungen des Statistischen Bundesamtes, Nr. 81 vom 
08.03.2012, Nr. 96 vom 10.03.2012 und Nr. 482 vom 21.12.2010 

2 neuere Zahlen liegen dem Statistischen Bundesamt noch nicht vor, da die entsprechende Arbeitskos-
tenerhebung nur alle vier Jahre durchgeführt wird. 
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Schwierigkeiten, die der eventuelle Verlust des Arbeitsplatzes mit sich 
bringt, sondern eben auch finanzielle, wie der Verlust der Einkommens- 
und Rentenabsicherung.  

Doch was passiert im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers mit der betrieb-
lichen Altersvorsorge der Arbeitnehmer? Wer erhält das Geld, das in einer 
betrieblichen Altersvorsorge über Jahre angespart wurde? Wie muss sich 
der Insolvenzverwalter bei der Bearbeitung der betrieblichen Altersversor-
gung verhalten? Und welche Rolle hat der Pensionssicherungsverein a.G.? 
Das vorliegende Buch beschäftigt sich mit diesen und weiteren Fragen. Es 
soll beleuchtet werden wie die betriebliche Altersversorgung im Falle einer 
Insolvenz behandelt wird und wo verschiedene Interessenskollisionen ent-
stehen können.  

Das Buch ist chronologisch aufgebaut. Zu Anfang soll kurz einführend auf 
die Grundlagen und die Durchführungswege der betrieblichen Altersvor-
sorge eingegangen werden, was unerlässlich ist, um sich dem eigentlichen 
Problem zu nähern. Im Anschluss soll die grundsätzliche Behandlung der 
betrieblichen Altersversorgung in der Insolvenz sowie die Stellung des Pen-
sionssicherungsvereins a.G. beleuchtet werden. Außerdem wird betrachtet, 
wie die betriebliche Altersversorgung bereits im Voraus insolvenzsicher ge-
staltet werden kann und was im Falle eines Betriebsüberganges mit ihr ge-
schieht .Dieser Aufbau soll eine Schrittweise und verständliche Behandlung 
des Themas gewährleisten. So erhält der Leser am Ende der Lektüre einen 
umfassenden Kenntnisstand über die betriebliche Altersversorgung in der 
Insolvenz. Abgerundet wird das Buch durch ein Kapitel, das die Aufgaben 
und Pflichten speziell für den Insolvenzverwalter beschreibt. 

Verbesserungsvorschläge, Anregungen, konstruktive Kritik, Fragen oder 
Hinweise auf Fehler bitte ich an matthias.kaiser.info@googlemail.com zu-
richten. 

Mein besonderer Dank geht an dieser Stelle meinem Bruder Florian, der es 
immer versteht mich aufzuheitern, meinen Eltern Günter und Silvia, dafür, 
dass sie mir immer meine Freiheiten gelassen und in mich vertraut haben 
und meinem Opa Adolf, von dessen Erzählungen ich immer noch viel ler-
ne. Außerdem möchte ich meinem Verleger Herrn Dr. Detlef Jürgen Brau-
ner und seinem Team für die Verlegung dieses Buches und die individuelle 
Betreuung danken. 

Potsdam, im April 2012      Matthias Kaiser 
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1. Grundlagen der betrieblichen 
Altersversorgung 

1.1. Die Entstehung der betrieblichen Altersversorgung 

Das Betriebsrentengesetz trat am 22.12.1974 in Kraft. Bis dahin war die be-
triebliche Altersversorgung lediglich durch das allgemeine Vertragsrecht ge-
regelt. Ziel des Gesetzgebers war es, die betriebliche Altersversorgung ein-
heitlich zu regeln. Dabei sollte es vor allem dem Schutz der Arbeitnehmer 
dienen. Bis zum Jahr 2002 basierte die betriebliche Altersversorgung auf 
dem so genannten Freiwilligkeitsgrundsatz. Das heißt, der Arbeitgeber durf-
te frei entscheiden ob und ggf. in welcher Form und Höhe er in seinem Un-
ternehmen eine betriebliche Altersversorgung einführt. Eine Einschränkung 
konnte es nur geben, wenn der Arbeitgeber tarifgebunden war und ein Ta-
rifvertrag den Arbeitgeber zur Einführung betrieblicher Altersversorgung 
verpflichtete. Mit der Novellierung des Betriebsrentengesetz3 zum Jahr 
2002 wurde dieser Freiwilligkeitsgrundsatz eingeschränkt. Seitdem sind alle 
Arbeitgeber verpflichtet, Ihren Arbeitnehmern den Aufbau einer betriebli-
chen Altersversorgung durch Entgeltumwandlung zu ermöglichen. Nur 
wenn betriebliche Altersversorgung gemäß § 1 BetrAVG vom Arbeitgeber 
zugesagt wird, gelten die Vorschriften des Betriebsrentengesetzes, von de-
nen gemäß § 17 Abs. 3 S. 3 BetrAVG nicht zu Ungunsten der Arbeitnehmer 
abgewichen werden darf4. Eine Ausnahme ergibt sich nur für die Abding-
barkeit in Tarifverträgen. 

 

 

 

                                       

3 Durch das Altersvermögensgesetz (AvmG) vom 26.06.2001 BGBl. I S. 1310 ff. 
4 Vgl. Kemper in Kemper-Kisters-Kölkes, BetrAVG-Kommentar,§ 1 Rn. 6 




